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Verkündet

am 60 September 1956

I m N a m e n d e e V C‘l k e e

In Sachen

gegen

Kläger und Revieionebeklagten,

hat der 4° Senat des Bundessozialgerichte

auf die mündliche Verhandlung v0m 6° September

1956

für
Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Lande33021313erichts in Schleswig vom _
75° April 1955 aufgehoben„

Bie Berufung der Beklagten gegen das Urteil

des Sozialgerichte Lübeck vom 15° Juli 1954

wird als unzuläseig verworfen°

Die Beklagte hat dem Kläger die diesem im Be—
rufungsverfahren entstandenen Kosten zu er«

‘
stattenc Außergerichtliche Kosten des Revisions—

veffahrene sind nicht zu erstatten„
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T a t b e s tla n d
m...-.....„ns-n,“ n...-.....„w—nho-

I° Der Kläger, der bis zum Jahre 1929 Beiträge zur Rentenver—
sicherung gezahlt hatte und zuletzt als selbständiger Maler—
meister tätig war, war seit Anfang 1950 an einer Lungehtuber—

kulose erkrankt° Er befand sich aus diesem Grunde vom 4.Juli

1951 bis zum 19° April 1952 und vom 24° Oktober 1952 bis zum
279 Januar 1953 in Heilstättenbehandlung, während für die üb-
rigen Zeiten seit dem 1° Januar 1951 Wirtschafts— und Er—

nährungsbeihilfen sowie Hausgeld in wechselnder Höhe gezahlt

wurden„ Die Leistungen erfolgten bis zum 300 November 1952

durch den Landesfürsorgeverband Schleswig—Holstein. Nachdem

sich ergeben hatte, daß die Anwartschaft des Klägers in der

Rentenversicherung über 5 4 Abs._2 des Sozialversicherungsan—

passungsgesetzes (SVAG) erhalten war, der Kläger somit zu dem
Kreis der von der Beklagten zu betreuenden Tuberkulosekranken

gehörte, erstattete die Beklagte dem Landesfürsorgeverband

dessen Aufwendungen für die Zeit bis zum 30°November 1952 und

führte die Tuberkulosemaßnahmen auf eigene Rechnung weiter

fort° ' ‘

Auf Grund des formularmäßigen Invalidenrentenantrags vom 15.No«

vember 1951 gewährte die Beklagte demKläger durch Bescheid
vom 14. November 1952 die Invalidenrente vom 1„ Dezember 1951

ab; sie zahlte die Rente jedoch erst laufend vom 1„ Dezember

1952 an aus. Über die Auszahlung der Rente für die vorhergehen—

de Zeit behielt sie sich einen weiteren Descheid vor, ließ je»
doch erkennen, daß sie insoweit eine Anrechnung der Renten»

leistungen auf die gewährten Tuberkulosemaßnahmen beabsichtig—

te° '

Auf die vom Kläger gegen diesen Bescheid an das Oberversiche—

rungsamt Lübeck eingelegte Berufung, die als Klage auf das
Sozialgericht Lübeck überging, verurteilte dieses am 15.Juli

7954 die Beklagte zur Gewährung der Rente bereits vom 1„April
1950 ab, da es schon in einem formlosen Schreiben des Klägers

vom 290 März 1950 einen Rentenantrag erblickte„ Das Sozial-
gericht stellte auf Antrag des Klägers ferner\fest‚ daß die
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Beklagte nicht berechtigt sei, von der Rentennachzahlung die für

die Tuberkulosehilfe aufgewendeten Kosten einzubehalten„ In dem

urteilstenor wird schließlich ausgesprochen: "Gegen dieses Urteil

wird, auch soweit es sich um den Rentenbeginn handelt, die Beru—

fung an das Landessozialgericht Schleswig zugelassen." Die Urteile—

gründe führten zu diesem Teil der Entscheidung aus: "In Anbetracht

der grundsätzlichen Bedeutung der im vorliegenden Fall entschie—

denen Reohtsfrage erschien es angebracht, die Berufungsmöglichkeit

hinsichtlich des gesamten Urteilsspruchs zu eröffnen, also unge—
achtet des @ 146 SGG auch hinsichtlich des festgesetzten Renten—

beginne (vgi‚'s 150 Abs° 1 see)".

II„Die Beklagte legte am 9, August 1954 gegen dieses.Urteil Berufung

nur insoweit ein, als es eine Feststellung hinsichtlich der feh—

lenden Einbehaltungsberechtigung getroffen hatte. Im übrigen erw

teilte die Beklagte dem Kläger am 13„ Dezember 1954 eine Gesamt—
abrechnung über die Invalidenrente, deren Beginn sie darin dem

Urteil des Sozialgerichts entsprechend auf den 1° April 1950 vor—
verlegte; für die Zeit vom 4. Juli 1951 bis zum 19„ April 1952

und vom 24. Oktober bis 300 November 1952 stellte sie die Renten—

zahlung nach 5 7511 Abs, 3 der Reichsversicherungsordnuhg (RVG)

ein, während sie von der für die Zeit vom 1. April 1950 bis zum

3. Juli 1951und vom20„ April 1952bis zum23„ Oktober 1952auf—
gelaufenen Rente von 2532,30 DM einen Betrag in Höhe von 1473,201

DM für in_jener Zeit aufgewendete Hilfsfürsorgekosten einbehielt.

Das Landessozialgericht wies durch Urteil vom 150 April 1955 die
Berufung zurück und legte der Beklagten die außergerichtlichent

Kosten des Klägers auf° Es hält die Berufung für statthaft, weil

das Sozialgericht sie ausdrücklich zugelassen habe. Es sieht nach_
5 96 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als Gegenstand des Ver—

fahrens nicht nur den Bescheid der Beklagten vom 14„ November

1952 und das angefochtene Urteil, sondern auch den "Bescheid"

vom 13„ Dezember 1954 an, durch den die Beklagte den Kläger erst
endgültig aufgeklärt habe, welche Beträge sie tatsächlich aus—\
zahlen wolle.

Das angefochtene Urteil geht weiter davon aus, daß das erstin«

stanzliche Urteil hinsichtlich des Rentenbeginns nicht.angefoch—
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ten sei; als im Streit befangen betrachtet es nur die Zeiten

vom 1„ Januar 1951 bis zum 503 November 1952, während der die

Rente einbehalten bzw" nicht gewährt worden ist°

Es lehnt schließlich die Auffassung der Beklagten, der Fest—
stellungsantrag sei unzulässig, weil ein Vorverfahren nicht

stattgefunden habe, ab, da kein Fall der @@79 oder 80 SGG

vorliege° '
- '

Sachlich hält es die Entscheidung des Sozialgerichts für ge—
rechtfertigt, wobei es sich in seiner Begründung besonders

auf das Urteil des Landessozialgerichts Bremen vom 24.August

1954 (ZfS° 54 8,212) beruft und im übrigen die Auffassung des
'Sozialgerichts Lübeck billigt°

Gegen das am 190 August 1955 zugestellte Urteil legte die Be—

klagte die — zugelassene —Revision am 80 September 1955 ein

und begründete sie am 7° Oktober 1955. Einmal hält die Beklag«

te unter Berufung auf die Entscheidung Nro5591 des Reichsver—

sicherungsamts (AN„ 44 8° 335) eine Aufrechnung gemäß 5 1309

EVO für zulässig, zum anderen rügt sie die dem 5 1311 Abs, 5
RVG vom Berufungsgericht gegebene Auslegung als unriéhtig, da

"das Wort "einstellen" "untechnisch" im Sinne von "nicht zahlen"

gedacht sei, so daß es keinen Unterschied mache, ob die nicht

zu zahlende Rente bereits laufe oder nachträglich gewährt wer—

deo ‘ '

hie Beklagte beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils und des Urteils

des Sozialgerichts Lübeck vom 15. Juli 1954 die Klage ab-
queisen°

Demgegenüber beantragt der Kläger,

die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes—
' sozialgerichts Schleswig vom 15° April 1955 als unbegrün«

det zurückzuweisen und die Beklagte zu verurteilen, dem

Kläger die Kosten des Verfahrens zu erstatten.

Er hält eine Erstattung der wirtschaftlichen Fürsorge für die

Zeit vom 1° Januar 1951 bis zum 3. Juli 1951 schon deshalb
für ausgeschlossen, weil die damalige Leistung vom Fürsorge—
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verband auf Grund der Tuberkuloseverordnung geleistet sei°

Aber auch für die Beklagte selbst seien die Vorschriften der

_Tuberkulosehilfeverordnung verbindliches Recht, soweit diese

entsprechende Leistungen gewährt haben„ Die Umdeutung der

Leistungen in eine Vorschußzahlung sei nicht möglich; bei der

Auszahlung seien die Beträge stets ausdrücklich als wirt-

schaftliche-Tuherkulosehilfe bezeichnet worden° @ 1303 RVG

komme daher nicht in Fragen

Auch @1300 avo könne auf die Tuberkulosehili‘e nicht angewandt
werden, da er nur für bereits laufende Leistungen gelte°

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e
...—..-"..— —_————»-..—....»— un..-—„..;— ...-um.....ton. -.— una—_..—

Die Revision ist frist- und formgerecht eingelegt worden; sie

ist vom Landessozialgericht zugelassen und daher statthaft°

Die Revision der Beklagten konnte aber nur dazu führen, daß

das Urteil des Landessozialgerichts aufgehoben und die Beru—
fung der Beklagten als unzulässig verworfen wurde°

Wie das Bundessozialgericht in seiner Entsdheidung vom 29„Feb—

ruar 1956 —10 RV 75/55 —‚ der sich der erkennende Senat inso—
weit ansohließt, ausgeführt hat, ist vor einer Untersuchung der

mit der Revision geltend gemachten Revisionsgründe von Amts we—

gen auch die Zulässigkeit der Berufung zu prüfeno—Diese Prü—

fung_ergibt im vorliegenden Falle, daß das Landessozialgericht

zu Unrecht die Statthaftigkeit der Berufung angenommen hat.

Mit der Klage hatte der Kläger zwei verschiedene Ansprüche gel—

tend gemacht. Soweit er die Vorverlegung des Zeitpunktes des
Rentenbegihné begehrt, betraf das Urteil - seinem Antrag ent—

sprechend — auch nur den Beginn der an sich nicht streitigen

Invalidenrente des Klägers„ Nach 5 146 SGG war die Berufung
daher insoweit ausgeschlossen und wurde erst durch die Zulas—

sung gem„ @ 150 Abs° 1 SGGstatthaft°

Soweit das Urteil entsprechend dem Antrag des Klägers die Fest—
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stellung traf, daß die Beklagte berechtigt sei, die für die

wirtschaftliche Tuberkulosehilfe aufgewandten Kosten einzube—

halten, bedarf die Frage, ob gegen diesen Urteilsausspruch die
Berufung ohne weiteres zulässig war, einer näheren Prüfung.

-Es könnte zunächst scheinen, als ob in Anwendung der vom frühe—

ren
Reichsversicherungsamt entwickelten Grundsätze in Fällen

wie dem vorliegenden der Berufungsausschluß des @ 146 SGG
nicht in Frage kommt, Diese Auffassung geht jedoch fehl° In den

durch das SGG aufgehobenen Verfahrensvorschriften der EVO,

lautete die dem 5 146 SGG vergleichbare Bestimmung, durch die
die Einlegung eines Rechtsmittels in Invalidensachen ausge—

schlossen war, folgendermaßen:

"„5 1696 Bei Ansprüchen auf Leistungen der Invalidenver—
sicherung ist die Revision ausgeschlossen, wenn

es sich handelt um

1„) Höhe, Beginn und Ende der Rente ......"

Weiter ist hinzuweisen auf die entsprechende Bestimmung

für die Unfallversicherung:

" 5 1700 Der Rekurs ist ausgeschlossen, wenn es
sich

handelt um ,...„6 '

5,)_Rententeile, die bei dauernder Erwerbs«
unfähigkeit für begrenzte oder bereits

abgelaufene Zeiträume zu gewähren sind,
"

060000

Das Reichsversicherungsamt ist bei der Anwendung dieser Vor-

schriften stets davon ausgegangen, daß hierdurch die grund-

sätzlich gegebene Rechtsmittelmöglichkeit ausnahmsweise ein«

geschränkt werden sollte und daß daher jene beschränkenden

Vorschriften eng und nicht ausweitend ausgelegt werden dürften,

Es hat daher die Rechtsmittel immer dann als zulässig enge—_

sehen, wenn der Streitgegenstand nicht allein einen Anspruch
betraf, bei dem nach dem ausdrücklichen Wortlaut des Gesetzes
die Rechtsmitteleinlegung gesetzlich ausgeschlossen war, son—
dern der auch noch als ein in irgendeiner Richtung davon ab—

_
weichender und demnach begrifflich verschiedener Anspruch auf—

1--
.—..—=
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gefaßt werden konnte. Dabei betrachtete es als Streitgegen-

stand nicht den_ursprünglich geltend gemachten, sondern den

im Rechtsmittelverfahren vor dem Reichsversicherungsamt ver—
folgten Anspruch, und zwar auch dann, wenn nur für diesen

letzteren die Zulässigkeit des Rechtsmittels gegeben war(vgl°

ÄNn 13 S. 559 GE. Nr. 1729). Das Reichsversicherungsamt sah
demgemäß die Revision nach 5 1696 Abs. 1 nur bei solchen An-

sprüchen als ausgeschlössen an, bei denen unstreitig ein An—

spruch auf Rentengewährung bestand und entweder umstritten

war. ob die Berücksichtigung irgendwelcher rechtlichen Tat;

sachen oder anderer Umstände zu einer Erhöhung der gewährten

Rente führte (z.B. Anrechnung auf Ersatzzeiten als Beitrags—

zeiten, Gewährung oder Anrechnung von Kinderzuschüssen oder

anderes, AN. 1208. 1183, AN. 13, S. 441 u.a.), oder lediglich

der Zeitpunkt des Beginns oder Wegfalls jener Rente streitig

‘war(AN.12s. 1184GE.Nr.1651;AN.1303.513GE.Nr. 1713).
Gleichgültig war dann allerdings, auf welchen Gründen jener

Streit beruhte (GE. Nr. 1653 a.a.0.)°

Wenn dagegen der Streit nicht allein die_Höhe‚ den Beginn oder

das Ende einer unstreitig zu gewährenden Rente betraf, nahm

das Reichsversioherungsamt die Zulässigkeit der Revision selbst

dann an, wenn sich im Ergebnis durch die Entscheidung nur die

Höhe9 der Beginn oder das Ende der Rentenauszahlung änderte.

Diese Auffassung hat das Reichsversicherungsamt u.a. auch dann
vertreten, wenn Streitgegenstand die Zulässigkeit der Aufrech-

nung einer dem Versicherungsträger zustehenden Forderung gegen

die zu zahlende Rente oder die Anwendung von Ruhensbestimmun—

gen auf eine an sich unstreitige Rente war (AN. 12,8. 11855GE.

Nr. 1653; GB. Nr. 1713 a.a.0.‚ AN. 1308. 822jGE. Nr.1782; AN 14!

s. 106; GE. Nr.1840; s. 507 GE. Nr. 1841, AN. 16„s.74ä;&3. Nr.
2770; AN. 11,8. 745;GE. Nr. 2374 u.a.). Streitig war nach Auf—
fassung_des Reichsversicherungsamts in diesen Fällen nicht die
Frage nach Höhe, Beginn oder Ende der Rente als solche. sondern

die davon unabhängige Frage, mit welchem Betrag bezw. für wel—

che Zeiten die an sich nicht streitige Rente zur Auszahlung zu
gelangen hatte. Selbst die weitergehende Einschränkung des

Rechtsmittels beim Rekurs (vgl. GE. Nr. 1712 a.a.0.) hat das
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Reichsversicherungsamt in der hier behandelten Frage nicht zu

einem anderen Ergebnis geführt° Es begründet für 5 1700 Nr„3

RVG die Rekursfähigkeit für Streitfälle, bei denen es sich um
die Anwendung des Ruhens von Unfallrente für abgelaufene Zeit—

räume handelt, damit, daß in-diesen Fällen nicht die Frage, ob

eine Rente "zu gewähren", sondern die davon unabhängige Frage

zu entscheiden sei, ob die "gewährte" Rente "auszuzahlen" Sei

(EuM 14, S« 344; 15PS° 17 11080 376)" >

Gegenüber der für die Rechtsprechung des Réichsversicherungs—

amts maßgeblichen Regelung der BVG unterscheiden sich die
jetzt im SGG für die Invaliden— und die Unfallversicherung

insoweit gleichlautenden Vorschriften über den Ausschluß der

Berufungsmöglichkeit in den 55 145 Nr, 2 und 146 SGG mehrfach:

Zunächst stellen diese Bestimmungen darauf ab, ob die ange—
fochtenen Urteile Beginn oder Ende der Rente oder nur Rente

für bereits abgelaufene Zeiträume PEE£SÄÄEBL es kommt daher
nicht mehr darauf an, was für ein AnSpruch mit der eingeleg—

ten Berufung geltend gemacht wird, sondern nur darauf, über

welchen Anspruch das Sozialgericht entschieden hat°

Hinsichtlich des Beginns oder des Endes der Rente liegt im

übrigen keine Abweichung von der früher bei der Invaliden—

versicherung geltenden Vorschrift vor° V

Dagegen sind die früheren, oben angeführten weiteren Aus—

schlußgründe jetzt durch eine Regelung ersetzt, nach der es

einzig darauf ankommt, ob das Urteil nur eine Rente für be—

reits abgelaufene Zeiträume betrifft° Dabei bietet der Wort—

laut des Gesetzes jetzt keine Handhabe mehr zu einer Unter-
vscheidung zWischen Streitigkeiten, die sich auf den Grund der

Rente und solchen, die sich auf ihre Höhe beziehen, solchen,

die ihre "Gewährung" und solchen, die ihre "Auszahlung" be—

treffen„

Bei den Streitigkeiten, die Beginn oder Ende der Rente be-
treffen, erscheint der grundsätzliche,‘über die Zulassung\

nach @150 Nr„ 1 SGGerforderlichenfalls im Einzelfall zu be—.
seitigende Ausschlué der Berufungsmöglichkeit im Interesse der
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notwendigen Entlastung der Instanzgerichte auch unter Berück—

sichtigung der Interessen der Rechtsuchenden deshalb vertretbar,

weil die Rente in diesen Fällen in der Regel für einen verhält—

nismäßig langen Zeitraum gewährt werden ist oder wird und die re—

lativ kurzen am Anfang oder Schluß liegenden Zeiträume demgegen—

über unwesentlich erscheinen; in diesen Fallen ist ersichtlich

Voraussetzung für einen Berufungsausschluß, daß über die Tatsache

und den Grund der Rentengewährung selbst kein.8treit besteht°

Bei dem dritten erörterten Berufungsausschlußgrund dagegen liegt

die relative Geringfügigkeit, die eine Beschränkung der Beru-

fungsmöglichkeit berechtigt erscheinen läßt, darin, daß die An—

sprüche nur vergangene Zeiten betreffen und daher dem eigentli—

chen Zweck der Renten, den Versicherten eine sichere Unterhalts—

grundlage für Gegenwart und Zukunft zu gewährleisten, ohnehin

kaum oder nur noch mittelbar dienen können. Es kommt daher bei
dieser Berufungseinschränkung nicht darauf an, aus welchem Grund

über eine Rente, die in der Vergangenheit zu zahlen gewesen wäre,
gestritten wird, insbesondere ist es hierbei gleichgültig, ob es

sich um die Gewährung (den Grund) oder die bloße Zahlung der

Rente handelt (ebenso Peters—Sautter—Wolff, Anm„2 zu € 145,

Brackmann, Handbuch 8, 250 i nebst weiteren Literaturangaben}

Es ist daher davon auszugehen, daß auch hinsichtlich des zweiten,
mit der Feststellungsklage geltend gemachten und entsprechend

entschiedenen Anspruchs die Berufung des Klägers unzulässig war°
Das Sozialgericht hat - ebenso wie das Landessozialgericht —'

diese Frage verkannt; es geht, wie seine Urteilegründe klar aus—
.weisen, davon aus, daß hinsichtlich dieses Anspruchs die Beru—

fung ohne weiteres zulässig sei° Es beschränkt daher seine Be—

rufungszulassung ausdrücklich auf den Rentenbeginn° Hieraus er—
gibt sich, daß das Sozialgericht nicht etwa irrtümlich die Frage

der Berufungszulassung hinsichtlich des Auszahlungsanspruchs
ungeprüft gelassen hat, sondern daß es — von seinem Standpunkt

aus zutreffend ; über diese Frage gar nicht_entscheiden wollte
und entscheiden konnte. Wenn das 30zialgericht, wie die Gründe
seines Urteils erkennen lassen, angenommen hat, daß mit seiner

auf die Entscheidung über den Beginn der Rentenzahlung be—
-schränkten Berufungszulassung tatsächlich die Statthaftigkeit

der Berufung gegen sein ganzes Urteil gegeben sei, so ändert
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dies nichts daran, daß die Berufung für den von der Beklagten

'allein angefochtenenFeststellungsanspruch mangels der erfor—

derlichenb aber nicht ausgesprochenen Berufungszulassung, nicht

zulässig ware

Vo Da das Landessozialgericht trotz Unzulässigkeit der Berufung

in der Sache selbst entschieden hat, war das angefochtene Urteil
aufzuheben und die Berufung des Klägers als unzulässig zu ver—

werfen (vgl° auch hierzu das Urteil des Bundessozialgerichts

.10 BV 75/55 a.a°o‚)„'
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